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Qualität und Wirksamkeit der Arbeit

Aufsichtsmaßnahmen erfüllen nur dann ihren Zweck, wenn 
sie entsprechende Veränderungen bewirken. Immer wieder 
bestätigt sich, daß die in jeder Sache gebotene politisch­
juristische Qualitätsarbeit eine unerläßliche Wirksamkeits­
voraussetzung und auch eine Frage der Berufsehre des 
Staatsanwalts ist.2 Dort, wo exakt begründete Aufsichts­
maßnahmen mit klaren Forderungen erarbeitet wurden, 
bewirkten sie in aller Regel auch die erforderlichen kon­
kreten Veränderungen. Unkonkrete und allgemeine Darle­
gungen dagegen führten meist zu unzureichendem Vor­
gehen des betreffenden Leiters.

Der enge Zusammenhang zwischen Qualität und Wirk­
samkeit der Aufsichtsmaßnahme wird zwar allgemein an­
erkannt, in der Praxis aber nicht immer beachtet. Deshalb 
muß diese Forderung immer wieder aufs neue gestellt 
werden und beharrlich um die Überwindung noch auftre­
tender meist kleinerer Mängel gerungen werden. Dazu 
gehört, daß die Staatsanwälte der Kreise als Leiter der 
Dienststelle die Forderung konsequent verwirklichen, die 
Aufsichtsmaßnahmen gewissenhaft zu kontrollieren, ehe 
sie dem Empfänger zugeleitet werden.

Um stets eine wirksame Reaktion auf Rechtsverletzun­
gen zu sichern, ist es in unserem Bezirk seit langem Praxis, 
daß durch die Bezirksdienststelle eine unmittelbare Anlei­
tung, Hilfe und Unterstützung der Arbeit in den Kreisen 
erfolgt, so z. B. auch wenn besondere Situationen — wie 
Konzentrationen in der Arbeit — das dort notwendig 
machen.

Jede auf gedeckte Rechtsverletzung erfordert zu ihrer 
Beseitigung eine ihrer Art, Umfang und Schwere gemäße, 
also differenzierte staatsanwaltschaftliche Reaktion.3 Wir 
können einschätzen, daß die gesetzlichen Differenzierungs­
kriterien überwiegend richtig angewendet wurden. Sollten 
bei einer Entscheidung, ob Protest oder Hinweis in Betracht 
kommt, Zweifel bestehen, haben wir darauf orientiert, die 
Bezirksdienststelle zu konsultieren. Wir gehen davon aus, 
daß jede Aufsichtsmaßnahme eine staatsanwaltschaftliche 
Wertung des Umfangs, der Schwere und der Folgen der 
festgestellten Rechtsverletzungen wie überhaupt der Ein­
stellung zur sozialistischen Gesetzlichkeit ist.

Der Staatsanwalt darf eine Aufsichtsmaßnahme erst 
dann als erledigt betrachten, wenn er die Überzeugung ge­
wonnen hat, daß vom verantwortlichen staatlichen Leiter 
den gesetzlichen Erfordernissen entsprochen wurde.

In der überwiegenden Anzahl der Fälle geht diese 
Überzeugung aus der Stellungnahme der Adressaten her­
vor, an die deshalb auch entsprechend hohe Anforderungen 
gestellt werden müssen. Haupterfordernis ist, daß die vom 
Staatsanwalt in der jeweiligen Maßnahme gestellten Fra­
gen bzw. erhobenen Forderungen klar beantwortet und ein­
geleitete Maßnahmen zur Wiederherstellung der gesetz­
lichen Erfordernisse eindeutig sichtbar werden.

Hier und da gibt es noch Stellungnahmen, aus denen 
eine solche Überzeugung nicht ohne weiteres gewonnen 
werden kann, ohne daß eine entsprechende Ergänzung ver­
langt wird. Es wird in geeigneten Fällen erforderlich sein, 
Nachkontrollen durchzuführen oder sich durch andere 
Möglichkeiten Einblick in die durchgeführten Veränderun­
gen zu verschaffen.

Die Übersendung bedeutsamer Aufsichtsmaßnahmen 
zum Zwecke der Information an Leitungsorgane der Partei 
der Arbeiterklasse, an Gewerkschaftsleitungen oder an 
dienstlich übergeordnete Leitungen können, wenn dies 
differenziert erfolgt, zu einer schnellen und wirksamen 
Veränderung kritisierter Zustände wesentlich beitragen. 
Von dieser Praxis muß noch überlegter Gebrauch gemacht 
werden.

Eine bedeutsame Rolle spielt die Durchsetzung von Maß­
nahmen der ■persönlichen Verantwortlichkeit (§ 32 St AG). 
Wir messen die Entwicklung unserer Tätigkeit auch hier 
nicht entscheidend an dem größer gewordenen Umfang, 
sondern an den damit erzielten Ergebnissen. In einzelnen 
Fällen, in denen dem Verlangen des Staatsanwalts nicht 
entsprochen wurde, hielten die Adressaten eine andere er­
zieherische Einflußnahme für zweckmäßiger (z. B. ein 
erzieherisches Gespräch statt eines Disziplinarverfahrens) 
oder hatten sie fehlerhafte Auffassungen zur rechtlichen 
Grundlage der Verantwortlichkeit. Die Staatsanwälte 
reagierten nicht in jedem Fall auf solche Abweichungen 
von ihren Anträgen bzw. ihren Verlangen. Sie haben z. B.

weder ihre Auffassung überprüft und ggf. ihr Verlangen 
zurückgenommen, noch die Sache dem Staatsanwalt des 
Bezirks zur Entscheidung vorgelegt.

Die konsequente Durchsetzung der persönlichen Verant­
wortlichkeit erfordert, daß die Voraussetzungen für ein 
Verlangen nach § 32 StAG sorgfältig geprüft werden,' jede 
Maßnahme bis zu ihrer endgültigen Erledigung exakt unter 
Kontrolle gehalten und der Vorgang selbst lückenlos 
geführt wird. Der Verwirklichung dieser Erfordernisse 
dienen regelmäßige Einschätzungen der Wirksamkeit von 
Aufsichtsmaßnahmen.

Wirksame Auswertung von Aufsichtsmaßnahmen

Ziel der Auswertung von Aufsichtsmaßnahmen ist, die ge­
sellschaftliche Aufmerksamkeit und Kontrolle zur Einhal­
tung der sozialistischen Gesetzlichkeit sowie die Unduld­
samkeit gegenüber Rechtsverletzungen zu stärken.

Wir haben in letzter Zeit hier einen bedeutenden Fort­
schritt zu verzeichnen. Das gilt vor allem für die Kreise, 
in denen die wirksame Auswertung geeigneter Maßnahmen 
fester Bestandteil der Leitungstätigkeit ist. Dabei kommt 
es darauf an, immer über das Ziel einer solchen Auswer­
tung klare Vorstellungen zu haben. Es ist allerdings weder 
möglich noch notwendig, jede Aufsichtsmaßnahme aus­
zuwerten. Aber in den Fällen, in denen damit wirklich 
Einfluß auf die weitere Festigung des Rechtsbewußtseins 
genommen werden kann und der Kampf um die Durch­
setzung von Gesetzlichkeit, Ordnung und Disziplin Unter­
stützung verlangt, muß eine Auswertung erfolgen. Der 
Staatsanwalt muß sich über das beabsichtigte Ergebnis 
bereits vorher im klaren sein und entsprechenden Einfluß 
auf den Teilnehmerkreis nehmen, der aus seiner Sicht am 
besten geeignet ist, das von ihm angestrebte Ergebnis mit 
verwirklichen zu helfen.
— Die wirksame Auswertung geeigneter Aufsichtsmaß­
nahmen, insbesondere im Zusammenhang mit Verletzun­
gen des sozialistischen Eigentums und der Volkswirtschaft, 
steht weiterhin im Mittelpunkt unserer Anleitung und 
Kontrolle. Dabei widmen wir uns auch gründlicher der 
Möglichkeit, geeignete Maßnahmen in Betriebszeitungen 
auszuwerten.

*

In der weiteren Arbeit konzentrieren wir uns darauf, daß
— die Strafverfahren für die Allgemeine Gesetzlichkeits­

aufsicht noch besser genutzt werden;
— jede Aufsichtsmaßnahme politisch richtig und juristisch 

exakt zur Anwendung kommt und bis zur Durchsetzung 
der erforderlichen Veränderungen bzw. erhobenen For­
derungen unter Kontrolle bleibt;

— geeignete Aufsichtsmaßnahmen differenziert und wirk­
sam mit dem Ziel ausgewertet werden, die Klassen­
wachsamkeit und das sozialistische Rechtsbewußtsein 
der Werktätigen zu erhöhen.

1 Vgl. H. Geyer, ,-, Verdichtete Informationen der Staatsanwalt­
schaft zur Vorbeugung und Bekämpfung von Rechtsverletzun­
gen“, NJ 1979, Heft 5, S. 208.

2 Vgl. G. Müller, „Aktuelle Aufgaben der Allgemeinen Gesetz- 
lichkeitsaufsicht der Staatsanwaltschaft“, NJ 1979, Heft 8, S. 339.

3 Vgl. hierzu G. Müller, a. a. O.

Im Staatsverlag der DDR erscheint in Kürze
Autorenkollektiv unter Leitung von 
Prof. Dr. Eberhard Poppe:
Grundrechte des Bürgers in der sozialistischen Gesellschaft
309 Seiten; EVP (DDR): 17,50 M
Ausgehend von der Stellung der Persönlichkeit In der Gesellschaft behan­
deln die Autoren im 1. Kapitel u. a. Begriff und Wesen der sozialistischen 
Grundrechte, Grundfreiheiten und Grundpflichten der Bürger der DDR, 
wobei sie herausarbeiten, daß die Verfassung die Gleichheit der Grund­
rechte und Grundpflichten für alle Bürger gewährleistet. Das 2. Kapitel 
befaßt sich nach einer Darstellung der Entwicklung der Grundrechte und 
Grundpflichten vor allem mit deren Inhalt und Funktion. Dabei wird — 
unter Betonung der untrennbaren Einheit von politischen, persönlichen, 
sozialökonomischen und kulturellen Grundrechten und Grundpflichten — 
die Spezifik der rechtlichen Ausgestaltung und der Wirkungsrichtung unter­
sucht. Gegenstand des 3. Kapitels sind u. a. die politischen, ökonomischen, 
ideologischen und Juristischen Garantien der Grundrechte sowie die spe­
ziellen Anforderungen an die Tätigkeit der Volksvertretungen und gesell­
schaftlichen Organisationen zur Verwirklichung der Grundrechte. Die beiden 
letzten Kapitel sind den Grundrechten und Grundpflichten der Bürger in 
den europäischen Ländern der sozialistischen Gemeinschaft sowie dem 
Verhältnis von sozialistischen Grundrechten und demokratischem Völker­
recht gewidmet.


